
 Vereinte Nationen S/RES/1918 (2010) 

 
Vorauskopie des Deutschen Übersetzungsdienstes, Vereinte Nationen, New York. Der endgültige amtliche Wortlaut der 
Übersetzung erscheint im Offiziellen Protokoll des Sicherheitsrats (S/INF/65). 

 

 

Sicherheitsrat 
 

Verteilung: Allgemein 
27. April 2010 

    

Resolution 1918 (2010) 

verabschiedet auf der 6301. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 27. April 2010 

 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen betreffend die Situation in Somalia, 
insbesondere die Resolutionen 1814 (2008), 1816 (2008), 1838 (2008), 1844 (2008), 1846 
(2008), 1851 (2008) und 1897 (2009), 

 nach wie vor zutiefst besorgt über die Bedrohung, die Seeräuberei und bewaffnete 
Raubüberfälle auf See gegen Schiffe für die Situation in Somalia und die anderen Staaten in 
der Region sowie für die internationale Schifffahrt und die Sicherheit der der gewerblichen 
Seeschifffahrt dienenden Schifffahrtswege darstellen,  

 bekräftigend, dass das Völkerrecht, wie im Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen vom 10. Dezember 1982 („das Seerechtsübereinkommen“), insbesondere seinen 
Artikeln 100, 101 und 105, niedergelegt, den rechtlichen Rahmen für die Bekämpfung der 
Seeräuberei und bewaffneter Raubüberfälle auf See sowie für sonstige Meerestätigkeiten 
vorgibt, 

 sowie bekräftigend, dass die in der Resolution 1897 (2009) verlängerten Ermäch-
tigungen ausschließlich auf die Situation in Somalia Anwendung finden und die Rechte, 
Pflichten oder Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten nach dem Völkerrecht, ein-
schließlich der Rechte oder Pflichten nach dem Seerechtsübereinkommen, in Bezug auf jede 
andere Situation unberührt lassen, und insbesondere unterstreichend, dass die Resolution 
1897 nicht so anzusehen ist, als werde dadurch Völkergewohnheitsrecht geschaffen,  

 die Notwendigkeit betonend, die Probleme anzugehen, die sich dadurch ergeben, dass 
die Justizsysteme Somalias und der anderen Staaten in der Region nur begrenzt zu einer 
wirksamen Strafverfolgung mutmaßlicher Seeräuber in der Lage sind,  

 mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Hilfe, die das Büro der Vereinten Natio-
nen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung und andere internationale Organisationen und 
Geber in Abstimmung mit der Kontaktgruppe für Seeräuberei vor der Küste Somalias („die 
Kontaktgruppe“) derzeit gewähren, um die Justiz- und Strafvollzugssysteme in Somalia, 
Kenia, den Seychellen und anderen Staaten in der Region besser in die Lage zu versetzen, 
mutmaßliche Seeräuber strafrechtlich zu verfolgen und verurteilte Seeräuber im Einklang 
mit den anwendbaren internationalen Menschenrechtsnormen in Haft zu nehmen,  
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 den Beitrag würdigend, den die von der Europäischen Union geführte Operation Ata-
lanta, die Operationen „Allied Protector“ und „Ocean Shield“ der Nordatlantikvertrags-
Organisation, die „Combined Task Force 151“ der multinationalen Seestreitkräfte und ande-
re in nationaler Eigenschaft in Zusammenarbeit mit der Übergangs-Bundesregierung und 
miteinander handelnde Staaten zur Bekämpfung der Seeräuberei und bewaffneter Raubüber-
fälle auf See vor der Küste Somalias leisten, so auch indem sie die der Seeräuberei verdäch-
tigten Personen vor Gericht bringen,  

 in Würdigung der bisherigen Anstrengungen der Republik Kenia, mutmaßliche See-
räuber vor ihren nationalen Gerichten anzuklagen und verurteilte Personen in Haft zu neh-
men, und Kenia zur Fortsetzung dieser Anstrengungen ermutigend, aber gleichzeitig die 
Schwierigkeiten anerkennend, denen sich Kenia dabei gegenübersieht,  

 sowie in Würdigung der bisherigen Anstrengungen anderer Staaten, mutmaßliche See-
räuber vor ihren nationalen Gerichten anzuklagen, 

 Kenntnis nehmend von dem Beschluss der Seychellen, mutmaßliche Seeräuber straf-
rechtlich zu verfolgen, und insbesondere ihren Beschluss vom 6. Februar 2010 begrüßend, 
die Aufnahme eines regionalen Zentrums für Strafverfolgungen zu prüfen,  

 mit Lob für den Beschluss der Kontaktgruppe, den internationalen Treuhandfonds zur 
Unterstützung ihrer Initiativen einzurichten, der vom Büro der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung verwaltet wird und über den die Kosten im Zusammen-
hang mit der Strafverfolgung mutmaßlicher Seeräuber gedeckt und andere Initiativen zur 
Bekämpfung der Seeräuberei unterstützt werden sollen, die Beiträge der teilnehmenden 
Staaten begrüßend und andere potenzielle Geber ermutigend, zu dem Fonds beizutragen,   

 es begrüßend, dass die Kontaktgruppe den Bericht über die Ermittlung des regionalen 
Kapazitätsbedarfs angenommen hat, und die Staaten und internationalen Organisationen 
nachdrücklich auffordernd, größtmögliche Unterstützung zu gewähren, damit die Empfeh-
lungen des Berichts rasch umgesetzt werden können,  

 in Würdigung derjenigen Staaten, die ihr innerstaatliches Recht geändert haben, um 
Seeräuberei unter Strafe zu stellen und es leichter zu machen, mutmaßliche Seeräuber vor 
ihren nationalen Gerichten anzuklagen, im Einklang mit dem anwendbaren Völkerrecht, 
namentlich den Menschenrechtsnormen, und betonend, dass die Staaten diesbezüglich wei-
tere Anstrengungen unternehmen müssen,  

 gleichzeitig besorgt feststellend, dass das innerstaatliche Recht einer Reihe von Staa-
ten weder die Seeräuberei unter Strafe stellt noch Verfahrensbestimmungen für eine wirk-
same Strafverfolgung mutmaßlicher Seeräuber enthält,  

 in Anerkennung der laufenden Anstrengungen innerhalb der Kontaktgruppe, mögliche 
Mechanismen zur wirksameren Strafverfolgung der Personen zu erkunden, die der Seeräu-
berei und bewaffneter Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias verdächtigt werden,  

 hervorhebend, dass Frieden und Stabilität innerhalb Somalias, die Stärkung der staat-
lichen Institutionen, wirtschaftliche und soziale Entwicklung sowie die Achtung der Men-
schenrechte und der Rechtsstaatlichkeit notwendig sind, um die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass der Seeräuberei und den bewaffneten Raubüberfällen auf See vor der Küste 
Somalias auf Dauer ein Ende gemacht wird, und ferner hervorhebend, dass die langfristige 
Sicherheit Somalias von dem wirksamen Aufbau der Nationalen Sicherheitskräfte und der 
Somalischen Polizei durch die Übergangs-Bundesregierung, im Rahmen des Abkommens 
von Dschibuti und im Einklang mit einer nationalen Sicherheitsstrategie, abhängt,  
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 besorgt über die Fälle, in denen der Seeräuberei verdächtigte Personen freigelassen 
werden, ohne vor Gericht gestellt zu werden, und entschlossen, Bedingungen zu schaffen, 
die gewährleisten, dass die Seeräuber zur Rechenschaft gezogen werden,  

 1. bekräftigt, dass die Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft zur Be-
kämpfung der Seeräuberei unterlaufen werden, wenn die für seeräuberische Handlungen 
und bewaffnete Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias verantwortlichen Personen 
nicht strafrechtlich verfolgt werden;  

 2. fordert alle Staaten, namentlich die Staaten in der Region, auf, die Seeräuberei 
nach ihrem innerstaatlichen Recht unter Strafe zu stellen und die Strafverfolgung mutmaßli-
cher Seeräuber, die vor der Küste Somalias aufgegriffen werden, sowie die Verhängung von 
Freiheitsstrafen über verurteilte Seeräuber im Einklang mit den anwendbaren internationa-
len Menschenrechtsnormen wohlwollend zu prüfen;  

 3. begrüßt in diesem Zusammenhang die derzeitigen Fortschritte bei der Anwen-
dung des Verhaltenskodexes von Dschibuti der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation 
und fordert die daran beteiligten Staaten auf, ihn möglichst bald vollständig anzuwenden;  

 4. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheitsrat binnen drei Monaten einen Be-
richt vorzulegen, der mögliche Optionen zur Förderung des Ziels der Strafverfolgung und 
Inhaftierung der für seeräuberische Handlungen und bewaffnete Raubüberfälle auf See vor 
der Küste Somalias verantwortlichen Personen aufzeigt, insbesondere auch Optionen zur 
Einrichtung von Sonderkammern nationaler Gerichte, möglicherweise mit internationalen 
Komponenten, oder eines regionalen oder internationalen Gerichtshofs, samt entsprechen-
den Regelungen für den Freiheitsentzug, unter Berücksichtigung der Arbeit der Kontakt-
gruppe, der bestehenden Praxis bei der Errichtung internationaler und gemischter Gerichts-
höfe sowie des für die Erreichung konkreter und dauerhafter Ergebnisse nötigen Zeitauf-
wands und Mittelbedarfs;  

 5. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 

____________ 

 


